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ERBFALL

Der Schein kann trügen: Vorsicht bei der Erbausschlagung!
|  Hält ein Erbe den Nachlass für überschuldet, kann er die Erbschaft ausschlagen. Doch  
dabei ist Vorsicht geboten, wie ein aktueller Fall des Oberlandesgerichts (OLG) Düsseldorf 
zeigt. Hier hatte der Erbe allerdings Glück. Der Erbe war vor allem aufgrund des verwahrlosten 
Zustands der Wohnung des Erblassers davon ausgegangen, dass dessen Nachlass überschul-
det ist. Das aber war ein Irrtum, den das OLG Düsseldorf beachtlich fand.  |

Sachverhalt
Was war geschehen? Die Polizei hatte den Erblasser tot in seiner völlig vermüllten und  
verdreckten Wohnung aufgefunden. Nachdem schließlich ein Erbe ermittelt und von der Polizei 
über den Zustand der Wohnung sowie den Umstand informiert worden war, dass umherliegende 
Rechnungen und Mahnungen auf erhebliche Nachlassverbindlichkeiten hindeuten würden und 
sich werthaltige Gegenstände nicht in der Wohnung befänden, hat der Erbe davon abgesehen, 
sich um die Wohnung zu kümmern.

Nachlassgericht zeigt sich unnachgiebig
Anschließend hat er Kontakt mit dem Nachlassgericht aufgenommen und mit der zuständigen 
Rechtspflegerin über die Frage der Annahme der Erbschaft bzw. der Ausschlagung gesprochen. 
Das Nachlassgericht hatte ihn darüber informiert, dass die Bestattung des Erblassers mit  
öffentlichen Mitteln bezahlt worden sei. Daraufhin hatte der Erbe die Erbschaft schließlich aus-
geschlagen.

Später stellte sich heraus, dass der Nachlass ein erhebliches Vermögen umfasst. Der Erbe  
erklärte nun die Anfechtung der Ausschlagung und beantragte einen Erbschein. Das Nachlass-
gericht wies diesen Antrag aufgrund der Ausschlagung zurück. Eine dagegen gerichtete  
Beschwerde hatte keinen Erfolg und wurde dem OLG vorgelegt.

Oberlandesgericht sieht Anfechtungsgrund
Das OLG gab dem Erben jedoch Recht. Er habe seine Ausschlagungserklärung wirksam ange-
fochten. Entgegen dem Nachlassgericht liege ein Anfechtungsgrund in der Form eines sog.  
Eigenschaftsirrtums vor. Er sei aufgrund der von ihm in Erfahrung gebrachten Umstände und 
der aus seiner Sicht abschließend erfolgten Klärung der Vermögensverhältnisse ohne Anhalts-
punkte für weitere taugliche Informationsquellen zu der Vorstellung gelangt, dass sich im 
Nachlass ausschließlich Verbindlichkeiten des Erblassers befinden. Damit hat er sich bei der 
Erklärung der Erbausschlagung nicht lediglich von einer Befürchtung leiten lassen, sondern 
von seiner Überzeugung einer bestehenden Überschuldung.

Verfahrenspfleger erforderlich
Das OLG hat die Sache an das Ausgangsgericht zurückverwiesen, da hier die Hinzuziehung  
eines zu beteiligenden Verfahrenspflegers fehlerhaft unterblieben ist.

QUELLE  |  OLG Düsseldorf, Beschluss vom 20.11.2020, I-3 Wx 166/20, Abruf-Nr. 221133 unter www.iww.de
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ABSTAMMUNGSRECHT

Elternstellung gleichgeschlechtlicher Partner
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Celle hält die gesetzliche Regelung des Abstammungsrechts 
nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch (§ 1592 BGB) für verfassungswidrig. Danach kann die 
gleichgeschlechtliche Partnerin einer Mutter die Rechte und Pflichten des zweiten Elternteils 
nicht von Gesetzes wegen mit der Geburt des Kindes, sondern allenfalls über eine Adoption 
erlangen. Das OLG legt das Verfahren daher dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) zur Ent-
scheidung dieser verfassungsrechtlichen Frage vor.  |

Sachverhalt
Die Antragstellerinnen dieses Verfahrens leben in einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft 
und sind inzwischen verheiratet. Eine der beiden Partnerinnen wurde mittels einer grundsätz-
lich anonymen Keimzellenspende schwanger. Die andere Partnerin erkannte vor der Geburt des 
Kindes in einer notariell beurkundeten Erklärung an, „Mit-Mutter“ zu sein. Sie bekräftigte dort, 
„dass sie unbedingt, uneingeschränkt und von Geburt an die Eltern-Verantwortung für das Kind 
(…) übernehmen“ wolle. Die Erklärung diene der Absicherung des Kindes.

„Mit-Mutterschaft“
Nach der Geburt lehnten das zuständige Standesamt und das Amtsgericht (AG) Hildesheim es 
unter Verweis auf die geltende Rechtslage ab, diese „Mit-Mutterschaft“ festzustellen. Hier
gegen haben sich die Antragstellerinnen mit der Beschwerde an das OLG gewandt. Sie wollen 
damit erreichen, dass die Ehefrau der Mutter als „Mit-Mutter“ rechtlich anerkannt wird.

Das OLG hat zunächst darauf hingewiesen, dass diese begehrte Feststellung nach der gelten-
den Gesetzeslage nicht getroffen werden kann. Mutter eines Kindes ist die Frau, die das Kind 
geboren hat. Vater eines Kindes ist der Mann, der mit der Mutter verheiratet ist, die Vaterschaft 
anerkannt hat oder dessen Vaterschaft gerichtlich festgestellt ist.

Gesetzgeber hat abstammungsrechtliche Fragen nicht geregelt
Auf die Ehefrau der Mutter können diese Grundsätze trotz der zwischenzeitlich erfolgten Aner-
kennung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften und Ehen nicht übertragen werden. Diese  
Regelung basiere gemeinsam mit der Möglichkeit der Vaterschaftsanfechtung vielmehr auf der 
grundlegenden gesetzlichen Wertung, dass der rechtliche Vater mit dem Kind genetisch  
verwandt ist. Diese genetische Verwandtschaft fehlt der „Mit-Mutter“. Darüber hinaus habe der 
Gesetzgeber bewusst davon abgesehen, mit der Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe 
auch die abstammungsrechtlichen Fragen neu zu regeln. An diese Entscheidung seien die  
Gerichte gebunden und dürften sie nicht durch ihre eigenen Gerechtigkeitsvorstellungen  
ersetzen. Insoweit stimmt das OLG mit der Auffassung des Bundesgerichtshofs (BGH) überein, 
der kürzlich in einem vergleichbaren Fall entschieden hat, dass die Ehefrau der Mutter nicht mit 
der Geburt des Kindes dessen Mit-Elternteil wird.

Rechte und Pflichten von Eltern
Im Gegensatz zu der Auffassung des BGH geht das OLG Celle aber davon aus, dass die fehlende 
gesetzliche Regelung einer „Mit-Mutterschaft“ die mit der Mutter verheiratete Antragstellerin 
in ihrem verfassungsrechtlich geschützten Elternrecht verletzt. Denn nach dem Grundgesetz ist 
„die Pflege und Erziehung der Kinder (…) das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst 
ihnen obliegende Pflicht.“ Diese Verpflichtung beruht nach der Rechtsprechung des BVerfG  
darauf, dass die Eltern dem Kind das Leben gegeben haben und ihm sozial und familiär verbun-
den sind.
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Nach Auffassung des OLG folgen aus diesen Gesichtspunkten nicht nur die Rechte und Pflichten 
leiblicher Eltern, sondern – in Fällen der Zeugung des Kindes im Wege einer anonymen Keim-
zellenspende – auch die Berechtigung und Verpflichtung der Partnerin der Mutter. Auch diese 
wolle im Einverständnis mit der Mutter für das aus der künstlichen Befruchtung hervorgehende 
Kind dauerhaft und unauflöslich Verantwortung übernehmen. Der gemeinsame Entschluss  
beider Partnerinnen sei in diesen Fällen die Voraussetzung dafür, dass neues Leben entstehe. 
Der hierdurch gegenüber dem Kind begründeten Verpflichtung folge zugleich das Recht, die 
Pflege und Erziehung des Kindes wahrnehmen zu können. Die Spender der Keimzelle brächten 
durch die anonyme Spende demgegenüber zum Ausdruck, diese Elternstellung gerade nicht 
einnehmen zu wollen.

Grundrecht des Kindes
Aus denselben Gründen ist nach Auffassung des OLG u.a. auch das Grundrecht des betroffenen 
Kindes auf Gewährleistung von Pflege und Erziehung durch seine Eltern verletzt. Das OLG sah 
hiernach eine verfassungsrechtliche Handlungspflicht des Gesetzgebers, die Elternstellung für 
solche „Mit-Eltern“ gesetzlich zu begründen und näher auszugestalten. Er weist abschließend 
darauf hin, dass sich vergleichbare Fragen auch im Fall einer gleichgeschlechtlichen Ehe von 
zwei Männern stellen, die in dem vorliegenden Verfahren aber nicht zu bewerten sind.

Bundesverfassungsgericht wird entscheiden
Aufgrund dieser verfassungsrechtlichen Beurteilung war das OLG verpflichtet, das Verfahren 
auszusetzen und dem BVerfG zur Entscheidung über die Verfassungswidrigkeit vorzulegen.

QUELLE  |  OLG Celle, Beschluss und PM vom 24.3.2021, 21 UF 146/20

VATERSCHAFTSANFECHTUNG

Leiblicher Vater kam zu spät
|  Wann erhält der mutmaßliche (leibliche) Vater die für den Beginn der Frist zur Anfechtung 
einer Vaterschaft entscheidende Kenntnis von Umständen, die gegen die Vaterschaft des 
rechtlichen Vaters sprechen? Das Oberlandesgericht (OLG) Hamm hat jetzt entschieden: Er 
erhält sie bereits dadurch, dass er in der Empfängniszeit Geschlechtsverkehr mit der Mutter 
hatte und das Kind eine ihm zum Zeitpunkt der Geburt bekannte Fehlbildung infolge eines 
Erbdefekts aufweist, die auch er hat.  |

Der leibliche Vater hatte die Vaterschaft bis zur Einleitung des Vaterschaftsanfechtungsverfah-
rens nicht anerkannt. Nun verlangte er vergeblich, dass seine Vaterschaft festgestellt wird. 
Hierzu war er zwar berechtigt. Aber die zweijährige Anfechtungsfrist war schon abgelaufen, 
was einer gerichtlichen Anfechtung entgegenstand.

Maßgeblich für den Fristbeginn, so das OLG, ist der Zeitpunkt, zu dem der biologische Vater von 
den Umständen erfährt, die gegen die (rechtliche) Vaterschaft des Ehemanns der Mutter spre-
chen. Hier hätten sich Zweifel an dessen Vaterschaft schon zum Zeitpunkt der Geburt ergeben 
müssen. Damit war die zweijährige Anfechtungsfrist bereits abgelaufen.

QUELLE  |  OLG Hamm, Beschluss vom 25.2.2020, 12 UF 12/18


